
Im Jahr 2016 wurde zum ersten Mal
der „European Islamophobia Report“
veröffentlicht. Laut Eigenbeschrei-
bung „bietet der Islamophobie-Be-
richt eine allgemeine Bewertung zur
Islamophobie in Europa“. Seitdem
erscheint er jedes Jahr. 2018 las ich

meinen Namen das erste Mal darin. 
Im Abschnitt über Österreich stand unter

der Überschrift „Central Figures in the
Islamophobic Network“ (Zentrale Figuren
im islamophoben Netzwerk), ich gehörte zu
den lautstärksten islamfeindlichen Stimmen
in der Öffentlichkeit. Ein Jahr später, als das
Projekt sogar durch Gelder der Europäi-
schen Union unterstützt wurde, wurde mir
vorgeworfen, muslimische Stimmen syste-
matisch aus der Öffentlichkeit zu verban-
nen. Ich war nicht der einzige liberale Mus-
lim, der in diesen Reports als anti-musli-
misch und islamophob bezeichnet und auf
dieselbe Stufe gestellt wurde wie Rechts-
radikale, Rassisten und Menschen, die Ge-
walt gegen Muslime ausübten. Was hatten
wir getan? 

Wir hatten öffentlich Kritik am Politi-
schen Islam und der dahinterstehenden
Ideologie geäußert. Wir hatten über die
Versuche von Islamisten gesprochen, demo-
kratische Gesellschaften zu unterwandern.
Wir hatten versucht, europäischen Musli-
men eine liberale Perspektive anzubieten.
War unsere Kritik angebracht und berech-
tigt? Ich meine: unbedingt. Ist der Politische
Islam ein Thema, das emotional aufgeladen
ist und deshalb oft nicht sachlich betrachtet
wird? Leider ja. Sollten wir als Gesellschaft
trotzdem offen darüber sprechen? Es führt
kein Weg daran vorbei. Um all das geht es
hier.

Die Unterwanderung demokratischer
Gesellschaften durch Islamisten: Ich weiß,
diese Worte triggern und lösen Emotionen
aus – vor allem in Zeiten der schnellen Em-
pörung. Die einen werden sich sofort be-
stätigt fühlen, dass die Gefahren des Islam
real sind, dass Deutschland die Islamisie-
rung drohe und sich bald alle Frauen nur
noch mit Kopftuch zeigen dürften. Andere
wiederum werden jemanden, der diese Wor-
te benutzt, sofort als Nazi bezeichnen, als
jemanden, der den Rechtsradikalen Argu-
mente liefert, sie unterstützt und die Isla-
mophobie vorantreibt. Beide Gruppen muss
ich enttäuschen. Mit beiden Betrachtungs-
weisen hat das Thema des Politischen Is-
lams, auch legalistischer Islam genannt,
nichts zu tun. Im Gegenteil. 

Es geht nicht um den Islam und die Mus-
lime, sondern um eine bestimmte Gruppe
von Islamisten mit einer klaren Ideologie,
die auch unter Muslimen selbst sehr um-
stritten ist. Genauso wenig wird es in dieser
Artikelserie darum gehen, irgendjemanden
zu bestätigen. Es geht darum, eine Realität
abzubilden. Und zwar richtig. Ohne Be-
schönigung, ohne falsche Toleranz und ohne
Panikmache.

Unter dem Begriff Islamismus werden
verschiedene Bewegungen und Strömungen
zusammengefasst, die eines gemeinsam
haben: Islamisten sehen im Islam eine uni-
versale, gottgewollte Ordnung, die jeden,
wirklich jeden Bereich des Lebens umfasst.
Der Islam, so die Überzeugung, ist also
nicht nur eine persönliche, private religiöse
Angelegenheit, sondern auch eine juristische
und politische. Individualität, Pluralismus,
Gleichberechtigung, Meinungsfreiheit, Säku-
larität, Volkssouveränität und viele andere
Errungenschaften, die demokratische Ge-
sellschaften ausmachen, werden abgelehnt.
Nur religiöse Gebote und heilige Texte ent-
sprechen dem Willen von Allah und stehen

somit über jeder weltlichen, von Menschen
gemachten Ordnung. Das Ziel aller Isla-
misten ist es, ein Kalifat zu errichten.

Was die islamistischen Strömungen aber
voneinander unterscheidet, ist ihre Heran-
gehensweise, diese religiös legitimierte Ge-
sellschafts- und Staatsordnung zu etab-
lieren. Es gibt Dschihadisten und Salafisten:
Sie wollen missionieren, haben dabei aber
keinen langen Atem und wollen sofort einen
Gottesstaat errichten. In manchen Fällen
setzen sie auch Gewalt ein. Sie geben sich
nach außen durch ihr Erscheinungsbild zu
erkennen und lehnen Erneuerungen oder
Anpassungen an die Gesellschaften, in de-
nen sie leben, ab. Sie als Islamisten zu iden-
tifizieren und sie zu beobachten ist ver-
gleichsweise leicht. Trotzdem darf nicht
vergessen werden, dass sie nur einen Teil
des islamistischen Spektrums ausmachen. 

Der überwiegende Teil, der legalistische
Islam, geht einen anderen Weg: Er versucht
– wie der Name schon sagt – auf legalem
Wege, also ohne den Einsatz von Gewalt,
Einfluss auf Politik und Gesellschaft zu
nehmen. Unter ihn fallen beispielsweise
Organisationen wie die Muslimbruderschaft
oder Millî Görüş�. Sie alle haben eine unfass-
bare Ausdauer, planen langfristig, machen
kleine Schritte, arbeiten punktuell, lokal.
Das Kalifat werden sie selbst nicht erleben,
das ist ihnen klar. Sie nutzen die Strukturen
der Demokratie, um sich zu verbreiten – in
der Polizei, in der Politik, in der Wissen-
schaft, in den Medien, in der Integrations-
und Sozialarbeit.

Man wird unter ihnen niemanden treffen,
der offen sagt: „Wir wollen den Staat unter-
wandern.“ Man wird auch keine klaren
Strukturen finden können, denn wer meint,
hinter dem legalistischen Islam stehe die
eine, lenkende Hand, liegt falsch. Was man
weiß: Die wichtigste Bewegung des legalisti-
schen Islam in Europa ist die Muslimbruder-
schaft. Doch auch sie ist keine zusammen-
gehörige Organisation, die sich nach außen
als Netzwerk präsentiert, auch wenn es der
Name vermuten lässt. Strukturen und Ver-
netzungen wurden irgendwann eine Belas-
tung für die Arbeit dieser Organisation. Sie
erkannte, dass sie auf nachverfolgbare Netz-
werke verzichten konnte, weil das Ziel klar
war und die ideologische Verbundenheit
zählte. Ob jemand dazugehört, merkt man
also nicht durch ein Schild an der Bürotür,
auf dem „Muslimbrüder“ steht, oder durch
Mitgliedsausweise, sondern nur durch Ge-
sinnungen und Handlungen. Und das macht
den Kampf gegen sie so schwer.

Für die Umsetzung ihrer Agenda arbeiten
sie auf verschiedenen gesellschaftlichen
Ebenen. Sie dringen in die Systeme ein,
erzeugen Empathie und versuchen, Einfluss
auf das politische und gesellschaftliche Ge-
schehen zu nehmen. So bieten sie sich bei-
spielsweise der Politik als Vermittler zwi-
schen den Kulturen an und versuchen,
durch den Appell an die Toleranz mehr Frei-
räume zu bekommen. Sie setzen auf die
Islamisierung von Kindern und Migranten,
die Anschluss suchen. Sie setzen auf den
Fortbestand von Parallelgesellschaften und
das Misslingen von Integration. Sie setzen

auf die Schwächung der Grundrechte, die im
Widerspruch zu ihren Werten stehen. Sie
gründen beispielsweise Vereine, in deren
Namen die Worte „Integration“, „Dialog“
oder „Humanismus“ vorkommen. Das klingt
gut. Welche Art von Humanismus dort al-
lerdings gelehrt wird und wo die Grenzen
des Dialogs und der Integration liegen, wird
selten hinterfragt. Sie wollen Kritiker aus-
schalten und Diskurse manipulieren. Und so
passiert es leicht, dass diese Prozesse nicht
nur von Islamisten gesteuert und angefeuert
werden, sondern auch – freiwillig und un-
freiwillig, wissend und unwissend – von
anderen Akteuren wie Politikern, Journalis-
ten, Wissenschaftlern, Lehrern oder Ak-
tivisten.

Ich weiß, wie schwer es ist, legalistische
Islamisten zu erkennen, weil es um eine
Ideologie geht und keine Struktur oder de-
finierbare Gruppe dahintersteht. Wie soll
man diese Menschen überhaupt identifizie-
ren? Etwa alle Muslime unter Generalver-
dacht stellen? Die Notwendigkeit der genau-
en Beobachtung macht die Sache kompli-
ziert – und die Ausbreitung populistischer
Meinungen so einfach: Die einen stempeln
jegliches Misstrauen als Islamophobie ab,
die anderen werfen jedem Muslim vor, eine
Agenda zu haben.

Feststeht: Der legalistische Islam ist ein
Angriff auf die DNA unserer Gesellschaft.
Dessen muss man sich bewusst sein. Es ist
der Versuch, die Gesellschaft langsam aus-
zuhöhlen – zugunsten eines konservativen
Islam und zuungunsten der demokratischen
Ordnung. So agiert der legalistische Islam
immer: Egal, wo er mit demokratischen
Mitteln an die Macht kam, hat er die Demo-
kratie hinterher abgeschafft. Das ist hier mit
„Unterwanderung“ gemeint, nicht etwa der
legitime Willen zur politischen Teilhabe und
Einflussnahme, den jeder Bürger einer De-
mokratie haben darf, und der sogar er-
wünscht ist – natürlich auch von Muslimen.

Umso wichtiger ist es zu begreifen, dass
die Wirkung dieser Gruppe von Islamisten
umso stärker wird, je weniger sich die Ge-
sellschaft mit ihr kritisch auseinandersetzt
und ihre Ziele erkennt. Der Politische Islam
will nicht, dass die Menschen hier in Koexis-
tenz leben, sich durchmischen und demo-
kratischer werden. Denn das würde bedeu-
ten, dass manche Muslime womöglich mit
der Zeit weniger religiös würden. Dass ande-
re ihren Kindern endlich eine Liebesbezie-
hung vor der Ehe erlaubten. Es gäbe mehr
Frauen, die kein Kopftuch bräuchten, um
ihre Verbundenheit zur Religion unter Be-
weis zu stellen. Es gäbe mehr Muslime, die
eine Ehe mit einem Christen oder Atheisten
eingingen. Doch das ist genau das, was der

Islamismus nicht möchte. Das ist übrigens
auch genau das, was der Rechtsextremismus
nicht möchte. Beide wollen eine Durch-
mischung vermeiden. Die einen gehen davon
aus, dass Muslime per se gefährlich sind und
alle abgeschoben werden müssen. Die ande-
ren gehen davon aus, dass jede Durchmi-
schung die Muslime schwächt: So lange die
Menschen konservativ religiös bleiben, ist
die Macht der Islamisten größer.

In der Auseinandersetzung müssen wir
deshalb dringend davon wegkommen, den
Politischen Islam als Sinnbild des Islam zu
betrachten. Er ist es nicht. Im Gegenteil: Er
versucht die vorhandene Vielfalt an Strö-
mungen im Islam – von denen es natürlich
auch progressive und liberale gibt – aus-
zuschalten und die Deutungshoheit an sich
zu reißen.

Wir sprechen hier also nicht von den Mus-
limen. Wir sprechen auch nicht von den
Flüchtlingen. Die meisten von ihnen kamen
nach Europa, um ein besseres Leben zu
haben, ihren Kindern Bildung, Gesundheit
und Sicherheit zu ermöglichen. Wir spre-
chen hier von einer vergleichsweise kleinen
Gruppe von Menschen, die immer im Sinne
ihrer Agenda handelt, ihr soziales und politi-
sches Umfeld genau kennt und finanziell oft
sehr gut aufgestellt ist.

Ich möchte nicht in einem Land leben, in
dem Muslime ihre Religion nicht ausüben
dürfen. In dem Frauen, die ein Kopftuch
tragen, nicht die Möglichkeit bekommen,
Teil dieser Gesellschaft zu sein. In dem
Asylsuchenden keine Möglichkeit gegeben
wird, Schutz zu finden. In dem der Wille zur
politischen Teilhabe unterdrückt wird. Im
Gegenteil: In einem pluralistischen Staat ist
all das wichtig und erwünscht. Viele Musli-
me haben mit dem Politischen Islam nichts
zu tun. Genau deshalb ist es so wichtig, das
Problem zu erkennen, es klar und differen-
ziert zu benennen und als Gesellschaft ge-
genzusteuern.

T Der Text bildet den Auftakt der fünftei-
ligen WELT-Artikelserie „Eine Geschichte der
Unterwanderung“ von Ahmad Mansour über
den Politischen Islam. Der Autor ist Psycho-
loge und Islamismus-Experte. Er beschäftigt
sich mit Projekten und Initiativen gegen
Radikalisierung, Unterdrückung im Namen
der Ehre und Antisemitismus in der isla-
mischen Gemeinschaft.
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Der Islamismus hat verschiedene Gesichter. Salafisten und
Dschihadisten kämpfen offen für das Kalifat. Mindestens
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Aus Erfahrung 
wird man nicht
automatisch klug

RAINER ZITELMANN

V ielleicht muss das Land Grün-Rot-Rot auspro-
bieren, um zur Vernunft zu kommen“ schreibt
Ulf Poschardt in WELT. Eine Meinung, die man

immer häufiger hört.
In Hollywoodfilmen ist ein Happy End fast immer

garantiert. Und schon Hölderlin formulierte in der
ersten Strophe seiner 15-strophigen Hymne „Patmos“:
„Wo aber Gefahr ist, wächst/ Das Rettende auch“. In
der Geschichte gibt es jedoch kein Gesetz, wonach die
Menschen aus negativen Erfahrungen die richtigen
Schlussfolgerungen ziehen.

Zunächst: Ja, es gibt diese Fälle. Nachdem Labour-
Regierungen in den 70er-Jahren Großbritannien mit
Steuersätzen von 83 Prozent und Verstaatlichungen so
weit wirtschaftlich ruiniert hatten, dass das Land im
totalen Chaos versank, waren die Briten so klug, Mar-
garet Thatcher zu wählen, die durch liberale Reformen
das Land wieder gesund machte. Offenbar hofft so
etwas Ähnliches auch Ulf Poschardt, wenn er schreibt:
„Vielleicht muss das Land durch vier grün-rot-rote
Jahre und den etatistisch planwirtschaftlichen Quark
ausprobieren, um danach von einer runderneuerten
Union und FDP mit einer Rückkehr zur sozialen
Marktwirtschaft reanimiert zu werden.“

Daran, dass eine grün-rot-rote Regierung zu wirt-
schaftlichem Niedergang führen wird, gibt es aus mei-
ner Sicht keinen Zweifel. Zwar hört man auch von
konservativer und liberaler Seite manchmal, die letzte
rot-grüne Regierung (unter Gerhard Schröder) sei
doch gar nicht so schlecht gewesen. Das stimmt. Aber
die Linksaußen-SPD von Saskia Esken und Kevin Küh-
nert hat nichts mehr mit der Schröder-SPD zu tun.
Nein, eine grün-rot-rote Regierung wird den unter
Angela Merkel begonnenen Marsch in die Planwirt-
schaft fortsetzen – und diese hat in den letzten 100
Jahren noch niemals und nirgendwo funktioniert.

Aber welche Folgerungen werden die Deutschen
dann daraus ziehen? Wie viel politische Klugheit wäre
einer Bevölkerung zuzutrauen, die 16 Jahre lang immer
zu Angela Merkel gestanden hat, um danach dann
Annalena Baerbock als vermeintlich bessere Alternati-
ve zur Kanzlerin zu wählen? Und warum sollen die
Deutschen nach einem vierjährigen sozialistischen
Experiment klug werden, wenn sie es nach 40 Jahren
Sozialismus in der DDR nicht geworden sind? Die
Mehrheit der Bevölkerung in Ostdeutschland ist auch
heute noch der Meinung, der Sozialismus sei eine gute
Idee gewesen, die nur schlecht umgesetzt worden sei.
Die Linkspartei und die AfD sind in Ostdeutschland
stärker als in allen westlichen Bundesländern, in Thü-
ringen kommen beide zusammen auf 54 Prozent.

Wer wissen will, was Rot-Rot-Grün bedeutet, muss
nur in die Hauptstadt Berlin schauen: Die dortige
Regierung ist nicht davor zurückgeschreckt, mit dem
„Mietendeckel“ ein mutmaßlich verfassungswidriges
Gesetz zu verabschieden, das faktisch zu einer Ent-
eignung von Immobilieneigentümern führt. Linke,
Grüne und Teile der SPD in Berlin wollen bald noch
weiter gehen und alle Wohnungsunternehmen, die
mindestens 3000 Wohnungen besitzen, auch formell
enteignen. Und die Berliner finden es gut so. Nach
den letzten Umfragen kommen SPD, Grüne und Linke
in der Hauptstadt derzeit auf deutlich über 50 Pro-
zent.

Wer sagt uns, dass nach vier Jahren grün-rot-rotem
Experiment die mehrheitlich etatistisch gesinnten
Deutschen die Folgerung ziehen werden, jetzt seien
dringend marktwirtschaftliche Reformen geboten?
Etatisten, die auf einem falschen Weg sind, erkennen
dies nicht, sondern glauben, sie müssten nur noch
schneller gehen, um ans Ziel zu gelangen. Die Linke
wird 2025 argumentieren, ihre noch radikaleren Ideen
wären leider am Widerstand von SPD und Grünen
gescheitert, deshalb müsse man sie bei den nächsten
Wahlen stärken. Radikale Klimaapokalyptiker werden
sagen, die Maßnahmen der Regierung seien nicht radi-
kal genug gewesen – es bilden sich ja jetzt schon noch
extremere Parteien.

Und in der Zwischenzeit? Was wäre der Preis eines
Experimentes mit Grün-Rot-Rot? Unternehmer könn-
ten verstärkt Deutschland verlassen. Entnervt von
täglicher Hetze gegen „Reiche“, von Vermögenssteu-
ern und Einkommensteuersätzen über 50 Prozent,
dürften viele ins Ausland gehen. In meinem Bekann-
tenkreis ist kaum ein Unternehmer, der nicht ernst-
haft über Auswanderung nachdenkt. Nicht zuletzt
könnte Grün-Rot-Rot Freiheitsrechte unter der Parole
des „Kampfes gegen rechts“ immer mehr beschneiden.
Der Glaube, all dies führe dann im Jahr 2025 praktisch
automatisch zu einem Wahlergebnis, das marktwirt-
schaftlichen Reformern eine Mehrheit in Deutschland
gibt, scheint mir mehr mit Wunschdenken zu tun zu
haben als mit nüchterner Analyse.

T Rainer Zitelmann ist Historiker, Soziologe und Im-
mobilieninvestor.

GASTKOMMENTAR

Geschäftsführender Redakteur: Thomas Exner
Chefkommentator: Torsten Krauel
Redaktionsleiter Digital: Stefan Frommann 
Leitung Editionsteam: Christian Gaertner, 
Stv. Philip Jürgens, Lars Winckler
Creative Director: Cornelius Tittel
Artdirektion: Juliane Schwarzenberg,
Stv. Katja Fischer

Politik: Marcus Heithecker, Claudia Kade, Lars 
Schroeder, Dr. Jacques Schuster Forum: Eva Marie Ko-
gel, Lucas Wiegelmann, Stv. Rainer Haubrich Investiga-
tion/Reportage: Manuel Bewarder, Anette Dowideit
Außenpolitik: Klaus Geiger Wirtschaft/Finanzen: Jan
Dams, Olaf Gersemann, Stv. Dietmar Deffner, Nando
Sommerfeldt, Thomas Exner (Senior Editor) Feuille-
ton: Dr. Mara Delius, Andreas Rosenfelder, Stv. Hannah

Lühmann Literarische Welt: Dr. Mara Delius Literari-
scher Korrespondent: Richard Kämmerlings Stil/Reise:
Adriano Sack, Stv. Sönke Krüger, Inga Griese (Senior
Editor) Sport: Matthias Brügelmann Wissen: Dr. Pia
Heinemann Regionalredaktion Hamburg: Jörn Lau-
terbach Nachrichten/Gesellschaft: Thore Barfuss
Community/Social: Franziska Zimmerer WELTplus:
Sebastian Lange Video: Martin Heller 

CvD Produktion: Patricia Plate Foto: Michael Dilger,
Stv. Stefan A. Runne Infografik: Sandra Hechtenberg,
Karin Sturm
Chefkorrespondent Außenpolitik: Dr. Sascha Lehn-
artz, Clemens Wergin Chefökonomin: Dr. Dorothea
Siems Korrespondenten Politik/Gesellschaft: Ulrich
Exner, Dr. Richard Herzinger Chefkorrespondent
Feuilleton: Dr. Jan Küveler Chefkorrespondent 

Wissenschaft: Dr. Norbert Lossau Chefreporter:
Stefan Frommann Chefreporter Wissenschaft: Axel
Bojanowski Leitender Redakteur Zeitgeschichte: Sven
Felix Kellerhoff 
Ständige Mitarbeit: Prof. Michael Stürmer Autoren:
Henryk M. Broder, Dr. Susanne Gaschke, Peter Huth,
Alan Posener, Benjamin von Stuckrad-Barre, Hans 
Zippert 

Auslandskorrespondenten: Brüssel: Dr. Tobias Kaiser,
Dr. Christoph Schiltz Budapest: Boris Kalnoky Istanbul:
Deniz Yücel Kapstadt: Christian Putsch London:
Stefanie Bolzen, Thomas Kielinger Marrakesch: Alfred
Hackensberger Moskau: Pavel Lokshin New York: 
Hannes Stein Paris: Martina Meister Warschau: Philip
Fritz Washington: Steffen Schwarzkopf, Dr. Daniel
Friedrich Sturm

Verleger AXEL SPRINGER (1985 †)
Herausgeber: Stefan Aust

Chefredakteur: Dr. Ulf Poschardt

Stellvertreter des Chefredakteurs:
Oliver Michalsky, Arne Teetz

Chefredakteure in der Welt-Gruppe:
Johannes Boie, Dagmar Rosenfeld

Stv. Chefredakteur: Robin Alexander

IMPRESSUM

© WELTN24 GmbH. Alle Rechte vorbehalten - Jede Veröffentlichung und nicht-private Nutzung exclusiv über https://www.axelspringer-syndication.de/angebot/lizenzierung




